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a) Die W ohnungseigentüm ergem einschaft ist im Interesse 
des V erbraucherschutzes der in ihr zusarriffiengeschlossenen, 
nicht gewerblich handelnden natürlichen Personen dann ei­
nem Verbraucher gemäß § 13 BGB gleichzustellen, wenn ihr 
wenigstens ein Verbraucher angehört und sie ein Rechtsge­
schäft zu einem Zweck abschließt, der w eder einer gew erb­
lichen noch einer selbständigen beruflichen Tätigkeit dient.
b) Beim A bschluss von Rechtsgeschäften m it D ritten  -  wie
etwa einem Energielieferungsvertrag zur D eckung des eige­
nen Bedarfs -  handelt die W ohnungseigentümergem einschaft 
in der Regel zum  Zwecke der privaten Verm ögensverwaltung 
ih rer M itglieder und dam it nicht zu gewerblichen Z w ecken .. 325
a) D ie in Allgemeinen G eschäftsbedingungen des Bestellers 
eines Bauvertrages enthaltene Klausel über eine G ew ährleis­
tungsbürgschaft »Die Bürgschaft ist zurückzugeben, w enn 
alle u n te r die G ew ährleistungsfrist fallenden G ew ährleis­
tungsansprüche n ich t m ehr geltend gemacht w erden können« 
benachteiligt den U nternehm er unangem essen und ist daher 
unw irksam .
b) Bei Vereinbarung einer G ew ährleistungsbürgschalt als Si­
cherheit für die vertragsgem äße und  mängelfreie A usführung 
der Leistungen hat der Besteller regelmäßig nach Ablaut der 
vereinbarten Frist eine Bürgschaft insow eit freizugeben, als 
zu diesem Z eitpunkt keine durchsetzbaren G ew ährleistungs­
ansprüche bestehen.............................................................................  346
a) An einer G renzanlage im Sinne der §§ 921, 922 BGB be­
steht kein hälftiges M iteigentum, sondern entlang der G rund ­
stücksgrenze lotrecht gespaltenes (Allein-)Eigentum der 
N achbarn.
b) G ebäude im Sinne des§  912 BGB sind auch andere größere 
Bauwerke (z.B. Uferm auern an Bundeswasserstraßen), deren 
Beseitigung eine dem (Teil-)Abriss eines Gebäudes im enge­
ren Sinne vergleichbare Zerschlagung wirtschaftlicher Werte 
bedeutete.
Das E igentum  des Bundes an einer ehemaligen Reichswasser­
straße umfasst auch eine Ufermauer, wenn diese am 1. April 
1921 den Zwecken und der Verwaltung der W asserstraße ge­
w idm et w ar und für deren Zwecke dauernd erforderlich is t . . 364
F ür die gerichtliche G eltendm achung des einem Unfall- 
versicherungsträger gegen einen U nternehm er im Falle der 
Schwarzarbeit zustehenden Regressanspruchs nach § 110 
Abs. la  SGB VII ist der Rechtsweg zu den Sozialgerichten 
und nicht der Zivilrechtsweg eröffnet...........................................  378
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